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Technische Universität Dresden 
Fakultät Erziehungswissenschaften 
 
Satzung vom 11.07.2017 zur Änderung der Prüfungsordnung für den weiterbil-
denden Master-Studiengang Higher Education and Management vom 
18.07.2008 
 
 
Aufgrund von § 34 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes über die Freiheit der Hochschulen im Frei-
staat Sachsen (Sächsisches Hochschulfreiheitsgesetz – SächsHSFG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 15. Januar 2013 (SächsGVBl. S. 3), das zuletzt durch Artikel 11 des Ge-
setzes vom 29. April 2015 (SächsGVBl. S. 349, 354) geändert worden ist, erlässt die Techni-
sche Universität Dresden die nachfolgende Änderungssatzung. 
 
 
Artikel 1 Änderung der Prüfungsordnung für den weiterbildenden Master-

Studiengang Higher Education and Management 
 
Die Prüfungsordnung für den weiterbildenden Master-Studiengang Higher Education and 
Management vom 18.07.2008 (Amtliche Bekanntmachungen der TU Dresden Nr. 6/2008 
vom 7. August 2008, S. 79) wird wie folgt geändert: 
 

1. In § 3 Abs. 1 Satz 4 wird „als endgültig nicht bestanden“ ersetzt durch: „erneut als nicht 
bestanden“ und als Satz 5 wird angefügt: „Eine zweite Wiederholungsprüfung ist nur 
zum nächstmöglichen Prüfungstermin möglich, danach gilt die Master-Prüfung als end-
gültig nicht bestanden.“ 

2. In § 4 Abs. 4 wird der Eingangssatz wie folgt geändert: „Die Zulassung wird abgelehnt, 
wenn …“, die Nr. 3 erhält nach „der Studierende“ die folgende neue Formulierung: „ei-
ne für den Abschluss des weiterbildenden Master-Studiengang Higher Education and 
Management erforderliche Prüfung bereits endgültig nicht bestanden hat.“ und Nr. 4 
wird ersatzlos gestrichen. 

3. § 5 wird im Sinne der Familienfreundlichkeit um Abs. 4 wie folgt erweitert: „Macht der 
Studierende glaubhaft, wegen der Betreuung eigener Kinder bis zum 14. Lebensjahr oder 
der Pflege naher Angehöriger Prüfungsleistungen nicht wie vorgeschrieben erbringen zu 
können, gestattet der Prüfungsausschussvorsitzende auf Antrag, die Prüfungsleistungen 
in gleichwertiger Weise abzulegen. Nahe Angehörige sind Kinder, Eltern, Großeltern, 
Ehe- und Lebenspartner. Wie die Prüfungsleistung zu erbringen ist, entscheidet der Prü-
fungsausschussvorsitzende in Absprache mit dem zuständigen Prüfer nach pflichtgemä-
ßem Ermessen. Als geeignete Maßnahmen zum Nachteilsausgleich kommen z.B. ver-
längerte Bearbeitungszeiten, Bearbeitungspausen, Nutzung anderer Medien, Nutzung 
anderer Prüfungsräume innerhalb der Hochschule oder ein anderer Prüfungstermin in Be-
tracht. Entsprechendes gilt für Prüfungsvorleistungen.“ 

4. In § 14 Abs. 1 Satz 1 wird „alle Prüfungsleistungen abgelegt wurden und“ gestrichen 
und Abs. 2 wird wie folgt neu gefasst: „Die Master-Prüfung ist bestanden, wenn die 
Modulprüfungen und die Master-Arbeit sowie das Kolloquium bestanden sind. Master-
Arbeit und Kolloquium sind bestanden, wenn sie mindestens mit „ausreichend“ (4,0) 
bewertet wurden.“. Nach Absatz 2 werden folgende Absätze mit Bestimmungen zum 
Nichtbestehen ergänzt: „(3) Eine Modulprüfung ist nicht bestanden, wenn die Modulnote 
schlechter als „ausreichend“ (4,0) ist. (4) Eine Modulprüfung ist endgültig nicht bestan-
den, wenn die Modulnote nicht mindestens „ausreichend“ (4,0) ist und ihre Wiederho-
lung nicht mehr möglich ist. Die Master-Arbeit ist endgültig nicht bestanden, wenn sie 
nicht mindestens mit „ausreichend“ (4,0) bewertet wurden und eine Wiederholung nicht 
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mehr möglich ist. (5) Eine Master-Prüfung ist nicht bestanden bzw. endgültig nicht be-
standen, wenn entweder eine Modulprüfung oder die Master-Arbeit nicht bestanden 
bzw. endgültig nicht bestanden sind. § 3 Abs. 1 bleibt unberührt.“ Die Absatzzählung der 
nachfolgenden Absätze wird angepasst.  

5. § 15 Abs. 1 und 2 erhalten folgende neue Fassungen: „(1) Modulprüfungen können bei 
Vorliegen der Zulassungsvoraussetzungen auch vor den im Studienablaufplan (Anlage 2 
der Studienordnung) festgelegten Semestern abgelegt werden (Freiversuch). (2) Auf An-
trag können im Freiversuch bestandene Modulprüfungen oder mindestens mit „ausrei-
chend“ (4,0) bewertete Prüfungsleistungen zur Verbesserung der Note zum nächsten 
regulären Prüfungstermin einmal wiederholt werden. In diesen Fällen zählt die bessere 
Note. Form und Frist des Antrags werden vom Prüfungsausschuss festgelegt und fakul-
tätsüblich bekannt gegeben. Nach Verstreichen des nächsten regulären Prüfungstermins 
oder der Antragsfrist ist eine Notenverbesserung nicht mehr möglich. Prüfungsleistun-
gen, die mindestens mit „ausreichend“ (4,0) bewertet wurden, werden auf Antrag bei 
der Wiederholung einer Modulprüfung zur Notenverbesserung angerechnet“. Nach 
Abs. 2 wird folgender Absatz 3 ergänzt: „Eine im Freiversuch nicht bestandene Mo-
dulprüfung gilt als nicht durchgeführt. Prüfungsleistungen, die mindestens mit „ausrei-
chend“ (4,0) bewertet wurden, werden im folgenden Prüfungsverfahren angerechnet. 
Wird für Prüfungsleistungen die Möglichkeit der Notenverbesserung nach Absatz 2 in 
Anspruch genommen, wird die bessere Note angerechnet.“ Die Absatzzählung der nach-
folgenden Absätze wird angepasst. 

6. § 16 Abs. 1 wird nach Satz 1 wie folgt fortgesetzt: „Die Frist beginnt mit Bekanntgabe 
des erstmaligen Nichtbestehens der Modulprüfung. Nach Ablauf dieser Frist gelten sie 
erneut als nicht bestanden.“ Der Absatz 2 erhält folgende neue Fassung: „Eine zweite 
Wiederholungsprüfung kann nur zum nächstmöglichen Prüfungstermin durchgeführt 
werden. Danach gilt die Modulprüfung als endgültig nicht bestanden. Eine weitere Wie-
derholungsprüfung ist nicht zulässig.“ Absatz 4 erhält folgende neue Fassung: „Die Wie-
derholung einer bestandenen Modulprüfung ist nur in dem in § 15 Abs. 2 geregelten Fall 
zulässig und umfasst alle Prüfungsleistungen.“ Als neuer Absatz 5 wird angefügt: „Fehl-
versuche der Modulprüfung aus dem gleichen oder anderen Studiengängen werden 
übernommen.“  

7. § 17 wird im Inhaltsverzeichnis sowie im Ordnungstext wie folgt neu bezeichnet: „An-
rechnung von Studien- und Prüfungsleistungen, Studienzeiten und außerhalb einer Hoch-
schule erworbenen Qualifikationen“ und erhält folgende neue Fassung: 
„(1) Studien- und Prüfungsleistungen, die an einer Hochschule erbracht worden sind, 
werden auf Antrag der bzw. des Studierenden angerechnet, es sei denn, es bestehen 
wesentliche Unterschiede hinsichtlich der erworbenen Kompetenzen. Weitergehende 
Vereinbarungen der Technischen Universität Dresden, der HRK, der KMK sowie solche, 
die von der Bundesrepublik Deutschland ratifiziert wurden, sind gegebenenfalls zu beach-
ten. 
 
(2) Außerhalb einer Hochschule erworbene Qualifikationen werden auf Antrag der bzw. 
des Studierenden angerechnet, soweit sie gleichwertig sind. Gleichwertigkeit ist gege-
ben, wenn Inhalt, Umfang und Anforderungen Teilen des Studiums im Masterstudien-
gang Higher Education and Management an der Technischen Universität Dresden im 
Wesentlichen entsprechen. Dabei ist kein schematischer Vergleich, sondern eine Ge-
samtbetrachtung und Gesamtbewertung vorzunehmen. Außerhalb einer Hochschule er-
worbene Qualifikationen können höchstens 50 % des Studiums ersetzen. 
 
(3) Studien- und Prüfungsleistungen, die in der Bundesrepublik Deutschland im gleichen 
Studiengang erbracht wurden, werden von Amts wegen übernommen. 
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(4) An einer Hochschule erbrachte Studien- und Prüfungsleistungen können trotz wesent-
licher Unterschiede angerechnet werden, wenn sie aufgrund ihrer Inhalte und Qualifikati-
onsziele insgesamt dem Sinn und Zweck einer in diesem Studiengang vorhandenen 
Wahlmöglichkeit entsprechen und daher ein strukturelles Äquivalent bilden. Im Zeugnis 
werden die tatsächlich erbrachten Leistungen ausgewiesen. 
 
(5) Werden Studien- und Prüfungsleistungen nach Absatz 1, 3 oder 4 angerechnet bzw. 
übernommen oder außerhalb einer Hochschule erworbene Qualifikationen nach Absatz 2 
angerechnet, erfolgt von Amts wegen auch die Anrechnung der entsprechenden Studien-
zeiten. Noten sind - soweit die Notensysteme vergleichbar sind - zu übernehmen und in 
die weitere Notenbildung einzubeziehen. Bei unvergleichbaren Notensystemen wird der 
Vermerk „bestanden“ aufgenommen, sie gehen nicht in die weitere Notenbildung ein. 
Eine Kennzeichnung der Anrechnung im Zeugnis ist zulässig. 
 
(6) Die Anrechnung erfolgt durch den Prüfungsausschuss. Die bzw. der Studierende hat 
die erforderlichen Unterlagen vorzulegen. Ab diesem Zeitpunkt darf das Anrechnungsver-
fahren die Dauer von einem Monat nicht überschreiten. Bei Nichtanrechnung gilt § 18 
Absatz 4 Satz 1.“ 
 

8. In § 19 Abs. 1 Satz 1 wird „eine eigenverantwortliche, selbstständige Lehrtätigkeit an ei-
ner Hochschule ausgeübt haben“ ersetzt durch „zur selbständigen Lehre berechtigt 
sind“.  

9. § 25 Abs. 3 Satz 2 wird gestrichen.  
10. § 26 wird wie folgt neu formuliert: „Für die Modulprüfungen können Studienleistungen 

als Prüfungsvorleistungen gefordert werden. Deren Anzahl, Art und Ausgestaltung sind 
in den Modulbeschreibungen zu regeln, ebenso kann die Anzahl der Wiederholungsmög-
lichkeiten beschränkt werden. Vor dem Kolloquium muss die Master-Arbeit mindestens 
mit „ausreichend“ (4,0) bewertet worden sein.“ 

11. In § 29 wird „Master of Science (abgekürzt M.Sc.)” ersetzt durch „Master of Arts (abge-
kürzt: M.A.)“ 

 
 
Artikel 2 Inkrafttreten, Veröffentlichung und Übergangsbestimmungen 
 
1. Die Änderungen treten mit Wirkung vom 01.10.2009 in Kraft und werden in den Amtli-

chen Bekanntmachungen der Technischen Universität Dresden veröffentlicht. 
 
2.  Studierende, die ihr Studium im weiterbildenden Master-Studiengang Higher Education 

and Management bereits vor dem Inkrafttreten dieser Änderungssatzung begonnen ha-
ben, schließen die Master-Prüfung nach den Bestimmungen der mit Wirkung vom 
01.10.2007 in Kraft getretenen Prüfungsordnung vom 18.07.2008 ab. 

 
Ausgefertigt aufgrund des Fakultätsratsbeschlusses der Fakultät Erziehungswissenschaften 
vom 02.12.2009 und der Genehmigung des Rektorates vom 19.11.2013. 
 
Dresden, den 11.07.2017 
 
Der Rektor  
der Technischen Universität Dresden 
 
 
Prof. Dr.-Ing. habil. DEng/Auckland Hans Müller-Steinhagen 


